
Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 

Drucksache 11 /6481 

21.02.90 

Sachgebiet 2251  

Beschlußempfehlung und Bericht 
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
von Rundfunkanstalten des Bundesrechts 

A. Problem 

1. In den Rundfunkräten der Deutschen Welle und des Deutsch-
landfunks übersteigt die Zahl der von den entsendungsberech-
tigten staatlichen Körperschaften — Deutscher Bundestag, Bun-
desrat und Bundesregierung — gewählten oder benannten Ver-
treter die Zahl der von den gesellschaftlichen Gruppen und 
Organisationen benannten Vertreter. Bei der Deutschen Welle 
beträgt das Verhältnis 8 : 3 und beim Deutschlandfunk 17 : 5 
zugunsten der Vertreter der staatlichen Körperschaften. Das 
Benennungsrecht für die Entsendung von Vertretern gesell-
schaftlicher Gruppen und Organisationen in die Rundfunkräte 
der beiden Rundfunkanstalten des Bundesrechts soll erweitert 
werden. 

2. Die derzeit geltende Regelung der Inkompatibilität für die Mit-
glieder der Rundfunk- und Verwaltungsräte erstreckt sich im 
wesentlichen auf den Bereich der öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten. In die Vorschrift soll auch der Bereich des p riva

-

ten Rundfunks einbezogen werden. 

3. Im geltenden Gesetz fehlen Regelungen für den Fall des vorzei-
tigen Ausscheidens eines Mitglieds aus den Rundfunk- und 
Verwaltungsräten sowie den Beginn und das Ende ihrer Amts-
zeit. 
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B. Lösung 

Der Gesetzentwurf enthält in seiner vom Ausschuß vorgeschlage-
nen Fassung insbesondere folgende Regelungen: 

1. Die Zahl der von den gesellschaftlichen Gruppen und Organi-
sationen zu benennenden Vertreter wird erhöht, so daß sie die 
Zahl der von den entsendungsberechtigten staatlichen Körper-
schaften zu wählenden oder zu benennenden Vertreter über-
steigt. Gleichzeitig wird festgelegt, daß in den Verwaltungsrä-
ten der Deutschen Welle und des Deutschlandfunks ein über-
mäßiger Einfluß des Staates oder ein Übergewicht einzelner 
gesellschaftlicher Gruppen oder Organisationen ausgeschlos-
sen ist. 

2. In die Inkompatibilitätsregelung für die Mitglieder der Verwal-
tungs- und Rundfunkräte werden auch die Landesmedienan-
stalten und die p rivaten Rundfunkveranstalter einbezogen. 

3. Für die von der Bundesregierung entsandten und von den ge-
sellschaftlichen Gruppen und Organisationen benannten Ver-
treter wird ein Abberufungsrecht eingeführt, wenn sie ihre Tä-
tigkeit für die Entsendestelle beenden. 

Die Amtszeit der Rundfunk- und Verwaltungsräte beginnt mit 
ihrem ersten Zusammentritt. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung dieses Ge-
setzes mit Kosten nicht belastet. 

Die an Mitglieder der Rundfunkräte zu zahlende Aufwandsent-
schädigung einschließlich der Reisekosten wird sich um jährlich 
etwa 100 000 DM erhöhen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung von Rundfunkanstalten des Bundesrechts 
— aus Drucksache 11/4152 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 15. Februar 1990 

Der Innenausschuß 

Bernrath 

Vorsitzender 

Neumann (Bremen) 

Berichterstatter 

Dr. Hirsch 	Dr. Glotz 	Meneses Vogl 



Drucksache 11/6481 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Zusammenstellung 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung von Rundfunkanstalten des Bundesrechts 
— Drucksache 11/4152 — 
mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung von 

Rundfunkanstalten des Bundesrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung von Rundfunkan-
stalten des Bundesrechts vom 29. November 1960 
(BGBl. I S. 862), zuletzt geändert durch Artikel 49 des 
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 
14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 
Rundfunkrat 

(1) Der Rundfunkrat besteht aus 17 Mitglie-
dern. 

 

(2) Je zwei Mitglieder des Rundfunkrats werden 
vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat ge-
wählt, drei Mitglieder werden von der Bundesre-
gierung benannt. 

(3) Folgende gesellschaftliche Gruppen und Or-
ganisationen benennen jeweils ein Mitglied des 
Rundfunkrats: 

1. Evangelische Kirche, 

2. Katholische Kirche, 

3. Zentralrat der Juden in Deutschland, 

4. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände, 

5. gewerkschaftliche Spitzenorganisationen, 

6. Deutscher Sportbund, 

7. Deutsche Stiftung für internationale Entwick-
lung (DSE). 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung von 

Rundfunkanstalten des Bundesrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung von Rundfunkan-
stalten des Bundesrechts vom 29. November 1960 
(BGBl. I S. 862), zuletzt geändert durch Artikel 49 des 
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 
14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„ § 3 
Rundfunkrat 

(1) Der Rundfunkrat besteht aus 17 Mitgliedern. 
Frauen sind bei der Wahl, Benennung und Beru-
fung von Mitgliedern des Rundfunkrats angemes-
sen zu berücksichtigen. 

(2) unverändert 

(3) Folgende gesellschaftliche Gruppen und Or-
ganisationen benennen jeweils ein Mitglied des 
Rundfunkrats: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände im Einvernehmen mit dem Deut-
schen Industrie- und Handelstag, 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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Entwurf 

(4) Drei Mitglieder des Rundfunkrats aus den 
Bereichen Kultur und Wissenschaft werden vom 
Bundespräsidenten auf gemeinsamen Vorschlag 
des Deutschen Kulturrats, der Deutschen Akade-
mie für Sprache und Dichtung sowie der Westdeut-
schen Rektorenkonferenz berufen. Die in Satz 1 
bezeichneten Organisationen haben in ihren Vor-
schlag die doppelte Zahl der zu berufenden Vertre-
ter aufzunehmen. 

(5) Die Mitglieder des Rundfunkrats dürfen keine 
wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen besit-
zen, die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Aufga-
ben als Mitglieder des Rundfunkrats zu gefährden. 
Sie dürfen insbesondere nicht zugleich Mitglieder 
eines Organs 

1. einer öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt, 

2. eines Zusammenschlusses von öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten, 

3. einer Gesellschaft des p rivaten Rechts sein, die 
unmittelbar oder mittelbar vertragliche Bindun-
gen über die Lieferung von Rundfunkprogram-
men oder Programmteilen zu einer öffentlich

-

rechtlichen Rundfunkanstalt unterhält, 

4. einer öffentlich-rechtlichen Anstalt sein, der die 
Zulassung von und die Aufsicht über Rundfunk-
veranstalter des p rivaten Rechts obliegt oder 

5. eines privaten Rundfunkveranstalters sein. 

Auch dürfen die Mitglieder des Rundfunkrats we-
der auf Grund eines Dienst- oder Arbeitsvertrages 
noch als freie Mitarbeiter oder sonstwie gegen Ent-
gelt für eine der in Satz 2 genannten Anstalten, 
Zusammenschlüsse von Anstalten, Gesellschaften 
oder Firmen tätig sein. Satz 3 gilt nicht für eine 
gelegentliche nichtständige Vortragstätigkeit. Die 
nach Absatz 3 und 4 benannten oder berufenen 
Mitglieder des Rundfunkrats dürfen weder Mit-
glied in einer gesetzgebenden Körperschaft des 
Bundes oder eines Landes noch Mitglied der Bun-
desregierung oder einer Landesregierung sein. 

(6) Die entsendende Stelle kann das von ihr nach 
Absatz 2 oder 3 benannte Mitglied bei seinem Aus-
scheiden aus dieser Stelle oder Beendigung der 
Tätigkeit für diese Stelle abberufen. Gleiches gilt 
für die Vertreter des Bundesrates bei ihrem Aus-
scheiden aus der Landesregierung. Scheidet ein 
Mitglied vorzeitig aus, so ist nach den für die Wahl, 
Benennung oder Berufung des ausgeschiedenen 
Mitglieds geltenden Vorschriften ein Nachfolger 
für den Rest der Amtszeit zu wählen, zu benennen 
oder zu berufen. Ein Mitglied gilt als ausgeschie-
den, wenn es die Voraussetzungen des Absatzes 5 
nicht mehr erfüllt und der Rundfunkrat dies durch 
Beschluß feststellt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(4) unverändert 

(5) Die Mitglieder des Rundfunkrats dürfen keine 
wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen besit-
zen, die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Aufga-
ben als Mitglieder des Rundfunkrats zu gefährden. 
Sie dürfen insbesondere nicht zugleich Mitglieder 
eines Organs 

1. einer öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt 
oder eines privaten Rundfunkveranstalters, 

2. eines Zusammenschlusses von öffentlich-recht-
lichen oder privaten Rundfunkveranstaltern, 

3. einer Gesellschaft des p rivaten Rechts, die un-
mittelbar oder mittelbar vertragliche Regelun-
gen über die Lieferung von Rundfunkprogram-
men oder Programmteilen zu einem öffentlich

-

rechtlichen oder privaten Rundfunkveranstal-
ter unterhält, oder 

4. einer öffentlich-rechtlichen Anstalt sein, der die 
Zulassung von und die Aufsicht über Rundfunk-
veranstalter des p rivaten Rechts obliegt. 

Auch dürfen die Mitglieder des Rundfunkrats we-
der auf Grund eines Dienst- oder Arbeitsvertrages 
noch als freie Mitarbeiter oder sonstwie gegen Ent-
gelt für eine der in Satz 2 genannten Anstalten, 
Zusammenschlüsse von Anstalten, Gesellschaften 
oder Firmen tätig sein. Satz 3 gilt nicht für eine 
gelegentliche nichtständige Vortragstätigkeit. Die 
nach Absatz 3 und 4 benannten oder berufenen 
Mitglieder des Rundfunkrats dürfen weder Mit-
glied in einer gesetzgebenden Körperschaft des 
Bundes oder eines Landes noch Mitglied der Bun-
desregierung oder einer Landesregierung sein. 

(6) Die entsendende Stelle kann das von ihr nach 
Absatz 2 oder 3 benannte bzw. gewählte Mitglied 
bei seinem Ausscheiden aus dieser Stelle oder Be-
endigung der Tätigkeit für diese Stelle abberufen. 
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist nach den 
für die Wahl, Benennung oder Berufung des ausge-
schiedenen Mitglieds geltenden Vorschriften ein 
Nachfolger für den Rest der Amtszeit zu wählen, zu 
benennen oder zu berufen. Ein Mitglied gilt als 
ausgeschieden, wenn es die Voraussetzungen des 
Absatzes 5 nicht mehr erfüllt und der Rundfunkrat 
dies durch Beschluß feststellt. 
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Entwurf 

(7) Die Amtszeit des Rundfunkrats beträgt vier 
Jahre und beginnt mit seinem ersten Zusammen-
tritt. Nach Ablauf der Amtszeit führt der Rundfunk-
rat die Geschäfte bis zum Zusammentritt des neuen 
Rundfunkrats weiter. 

(8) Spätestens vier Monate vor Ablauf der Amts-
zeit des Rundfunkrats bittet der Vorsitzende die 
entsendeberechtigten Stellen und den Bundesprä-
sidenten um die Wahl, Benennung oder Berufung 
der Mitglieder für den neuen Rundfunkrat. So-
lange Vertreter nicht gewählt, nicht benannt oder 
nicht berufen werden, verringert sich die Zahl der 
Mitglieder des Rundfunkrats entsprechend. 

(9) Die nach Absatz 3 Nr. 5 entsendeberechtig-
ten gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen be-
nennen einen gemeinsamen Vertreter. Einigen sie 
sich nicht über die Benennung ihres Vertreters, so 
gilt Absatz 8 Satz 2 entsprechend." 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 
Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mit-
gliedern. Ihm gehören drei Vertreter der in § 3 
Abs. 2 genannten staatlichen Organe und je zwei 
Vertreter der in § 3 Abs. 3 genannten gesellschaft-
lichen Gruppen und Organisationen sowie der in 
§ 3 Abs. 4 genannten Institutionen aus den Berei-
chen Kultur und Wissenschaft an. Die Mitglieder 
des Verwaltungsrats werden vom Rundfunkrat für 
vier Jahre gewählt. 

(2)Die Amtszeit des Verwaltungsrats beginnt mit 
seinem ersten Zusammentritt. Nach Ablauf der 
Amtszeit nimmt er die Geschäfte wahr, bis ein neu-
gewählter Verwaltungsrat zusammentritt. 

(3) § 3 Abs. 5 und 6 Sätze 3 und 4 gelten entspre-
chend." 

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 
Rundfunkrat 

(1) Der Rundfunkrat besteht aus 31 Mitglie-
dern. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(7) unverändert 

(8) unverändert 

(9) Die nach Absatz 3 Nr. 4 und 5 entsendebe-
rechtigten Gruppen und Organisationen benen-
nen jeweils getrennt je einen gemeinsamen Ver-
treter. Einigen sie sich nicht über die Benennung 
ihres Vertreters, so gilt Absatz 8 Satz 2 entspre-
chend." 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 
Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mit-
gliedern. Ihm gehören an: 

1. Je ein von den in § 3 Abs. 2 genannten staatli-
chen Organen zu wählender oder zu benennen-
der Vertreter, 

2. zwei vom Rundfunkrat zu wählende Vertreter 
der in § 3 Abs. 3 genannten gesellschaftlichen 
Gruppen und Organisationen und 

3. zwei vom Rundfunkrat zu wählende Vertreter 
der in § 3 Abs. 4 genannten Institutionen. 

(2) Die Amtszeit des Verwaltungsrats beträgt 
vier Jahre und beginnt mit seinem ersten Zusam-
mentritt. Nach Ablauf der Amtszeit nimmt er die 
Geschäfte wahr, bis ein neugebildeter Verwal-
tungsrat zusammentritt. 

(3) Spätestens vier Monate vor Ablauf der Amts-
zeit des Verwaltungsrats bittet der Vorsitzende 
des Verwaltungsrats die in § 3 Abs. 2 genannten 
staatlichen Organe und den Vorsitzenden des 
Rundfunkrats um die Wahl oder Benennung der 
Mitglieder für den neuen Verwaltungsrat. 

(4) § 3 Abs. 5 und 6 Sätze 2 und 3 gelten entspre-
chend." 

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

,,§ 7 
Rundfunkrat 

(1) Der Rundfunkrat besteht aus 31 Mitgliedern. 
Frauen sind bei der Wahl, Benennung und Beru-
fung von Mitgliedern des Rundfunkrats angemes-
sen zu berücksichtigen. 
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Entwurf 

(2) Je fünf Mitglieder des Rundfunkrats werden 
vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat ge-
wählt, darunter ein vom Land Ber lin benannter 
Vertreter, drei Mitglieder werden von der Bundes-
regierung benannt. 

(3) Folgende gesellschaftliche Gruppen und Or-
ganisationen benennen jeweils ein Mitglied des 
Rundfunkrats: 

1. Evangelische Kirche, 

2. Katholische Kirche, 

3. Zentralrat der Juden in Deutschland, 

4. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände, 

5. gewerkschaftliche Spitzenorganisationen, 

6. kommunale Spitzenverbände, 

7. Bund der Vertriebenen, 

8. Bund der Mitteldeutschen e. V., 

9. Deutscher Bundesjugendring, 

10. Deutscher Frauenrat, 

11. Deutscher Sportbund, 

12. Europa-Union Deutschland e. V., 

13. Kuratorium Unteilbares Deutschland. 

(4) Fünf Mitglieder des Rundfunkrats aus den 
Bereichen Kultur und Wissenschaft werden vom 
Bundespräsidenten auf gemeinsamen Vorschlag 
des Deutschen Kulturrats, der Deutschen Akade-
mie für Sprache und Dichtung, der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz, des Stifterverbands für die 
Deutsche Wissenschaft e. V. und des Deutschen 
Hochschulverbands berufen. § 3 Abs. 4 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(5) Die Amtszeit des Rundfunkrats beträgt vier 
Jahre und beginnt mit seinem ersten Zusammen-
tritt. Nach Ablauf der Amtszeit führt der Rundfunk-
rat die Geschäfte bis zum Zusammentritt des neuen 
Rundfunkrats weiter. 

(6) Die nach Absatz 3 Nr. 5 und 6 entsendebe-
rechtigten gewerkschaftlichen Spitzenorganisatio-
nen und kommunalen Spitzenverbände benennen 
je einen gemeinsamen Vertreter. Einigen sie sich 
nicht über die Benennung ihres Vertreters, so gilt 
§ 3 Abs. 8 Satz 2 entsprechend. 

(7) § 3 Abs. 5, 6 und 8 gelten entsprechend."  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) Folgende gesellschaftliche Gruppen und Or-
ganisationen benennen jeweils ein Mitglied des 
Rundfunkrats: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände im Einvernehmen mit dem Deut-
schen Industrie- und Handelstag, 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) Die nach Absatz 3 Nr. 4 bis 6 entsendeberech-
tigten Gruppen und Organisationen benennen je-
weils getrennt je einen gemeinsamen Vertreter. 
Einigen sie sich nicht über die Benennung ihres 
Vertreters, so gilt § 3 Abs. 8 Satz 2 entsprechend. 

(7) unverändert 
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Entwurf 

4. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 
Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mit-
gliedern. Ihm gehören drei Vertreter der in § 7 
Abs. 2 genannten staatlichen Organe und je zwei 
Vertreter der in § 7 Abs. 3 genannten gesellschaft-
lichen Gruppen und Organisationen sowie der in 
§ 7 Abs. 4 genannten Institutionen aus den Berei-
chen Kultur und Wissenschaft an. Die Mitglieder 
des Verwaltungsrats werden vom Rundfunkrat für 
vier Jahre gewählt. 

(2)Die Amtszeit des Verwaltungsrats beginnt mit 
seinem ersten Zusammentritt. Nach Ablauf der 
Amtszeit nimmt er die Geschäfte wahr, bis ein neu-
gewählter Verwaltungsrat zusammentritt. 

(3) § 3 Abs. 5 und 6 Sätze 3 und 4 gelten entspre-
chend." 

Artikel 2 

Neubildung der Rundfunkräte 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gilt die 
derzeitige Amtszeit der Rundfunkräte der Deutschen 
Welle und des Deutschlandfunks als beendet. 

(2) Die Rundfunkräte der Deutschen Welle und des 
Deutschlandfunks sind innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes neu zu bilden. Bis 
zum ersten Zusammentritt der neugebildeten Rund-
funkräte nehmen die bisher bestehenden Rundfunk-
räte die Aufgaben nach dem Gesetz über die Errich-
tung von Rundfunkanstalten des Bundesrechts mit 
den sich daraus ergebenden Rechten und Pflichten 
wahr. 

Artikel 3 

Neuwahl der Verwaltungsräte 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gilt die 
derzeitige Amtszeit der Verwaltungsräte der Deut-
schen Welle und des Deutschlandfunks als beendet. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 
Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mit-
gliedern. Ihm gehören an: 

1. Je ein von den in § 7 Abs. 2 genannten staatli-
chen Organen zu wählender oder zu benennen-
der Vertreter, 

2. zwei vom Rundfunkrat zu wählende Vertreter 
der in § 7 Abs. 3 genannten gesellschaftlichen 
Gruppen und Organisationen und 

3. zwei vom Rundfunkrat zu wählende Vertreter 
der in § 7 Abs. 4 genannten Institutionen. 

(2) Die Amtszeit des Verwaltungsrats beträgt 
vier Jahre und beginnt mit seinem ersten Zusam-
mentritt. Nach Ablauf der Amtszeit nimmt er die 
Geschäfte wahr, bis ein neugebildeter Verwal-
tungsrat zusammentritt. 

(3) Spätestens vier Monate vor Ablauf der Amts-
zeit des Verwaltunsrats bittet der Vorsitzende des 
Verwaltungsrats die in § 7 Abs. 2 genannten staat-
lichen Organe und den Vorsitzenden des Rund-
funkrats um die Wahl oder Benennung der Mit-
glieder für den neuen Verwaltungsrat. 

(4) § 3 Abs. 5 und 6 Sätze 2 und 3 gelten entspre-
chend." 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Neubildung der Verwaltungsräte 

(1) unverändert 
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Entwurf 

(2) Die nach Artikel 2 Abs. 2 dieses Gesetzes neu-
gebildeten Rundfunkräte wählen innerhalb von drei 
Monaten nach ihrem ersten Zusammentritt die Ver-
waltungsräte neu. Bis zum ersten Zusammentritt der 
neugewählten Verwaltungsräte nehmen die bisher 
bestehenden Verwaltungsräte die Aufgaben nach 
dem Gesetz über die Errichtung von Rundfunkanstal-
ten des Bundesrechts mit den sich daraus ergebenden 
Rechten und Pflichten wahr. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des Drit-
ten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Die in § 3 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 dieses Gesetzes 
genannten staatlichen Organe wählen oder benen-
nen gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1 und § 8 Abs. 1 Nr. 1 inner-
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge-
setzes die Mitglieder der Verwaltungsräte. Die nach 
Artikel 2 Abs. 2 dieses Gesetzes neugebildeten Rund-
funkräte wählen gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 und § 8 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 innerhalb von zwei Monaten nach 
ihrem ersten Zusammentritt die Mitglieder der Ver-
waltungsräte. Bis zum ersten Zusammentritt der neu-
gebildeten Verwaltungsräte nehmen die bisher beste-
henden Verwaltungsräte die Aufgaben nach dem Ge-
setz über die Errichtung von Rundfunkanstalten des 
Bundesrechts mit den sich daraus ergebenden Rech-
ten und Pflichten wahr. 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Neumann (Bremen), Dr. Hirsch, Dr. Glotz 
und Meneses Vogl 

A. Zum Beratungsverfahren 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksa-
che 11/4152 — wurde in der 137. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 20. Ap ril 1989 an den Innen-
ausschuß federführend und an den Haushaltsaus-
schuß zur Mitberatung sowie zur Beratung gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta-
ges überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
14. Juni 1989 dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD 
zugestimmt. Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gegen 
den Gesetzentwurf gestimmt. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
51. Sitzung am 26. April 1989, seiner 55. Sitzung am 
14. Juni 1989, seiner 74. Sitzung am 17. Januar 1990 
und seiner 75. Sitzung am 24. Januar 1990 beraten. 
Zudem wurde er in vier Berichterstattergesprächen, 
von denen drei unter Beteiligung von Vertretern der 
Bundesregierung erfolgten, erörtert. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat in der Sitzung des 
Innenausschusses am 24. Januar 1990 beantragt, 
Sachverständigengutachten zur Frage der Verfas-
sungsmäßigkeit des Gesetzentwurfs einzuholen. Die-
ser Antrag wurde mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der Fraktion der SPD gegen die Stimmen 
der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

In seiner Schlußabstimmung am 24. Januar 1990 hat 
der Ausschuß dem Gesetzentwurf in der durch die 
Beratungen erlangten und aus der Beschlußempfeh-
lung ersichtlichen Fassung mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen und der Fraktion der SPD gegen die 
Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN zugestimmt. 

B. Zu den Beratungen im Innenausschuß 

Hinsichtlich des Inhalts und der Begründung des Ge-
setzentwurfs wird auf Drucksache 11/4152 verwie-
sen. 

Im Rahmen der Beratungen bestand darüber Einigkeit 
zwischen den Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD, daß man in der laufenden Legislaturpe riode 
den Gesetzentwurf, der hauptsächlich die Zusam-
mensetzung der Rundfunk- und Verwaltungsräte re-
gele, verabschieden solle. In der nächsten Legislatur-
periode wolle man sich angesichts der politischen 
Veränderungen und rundfunktechnischen Entwick-
lungen umfassend mit der Gesamtproblematik der 
Bundesrundfunkanstalten befassen, Die Koalitions-
fraktionen betonten, daß sie im Gegensatz zur Frak-
tion der SPD die derzeitige Zusammensetzung der 
Rundfunk- und Verwaltungsräte bei der Deutschen 

Welle und dem Deutschlandfunk für verfassungskon-
form hielten. 

Der Innnenausschuß hat sich intensiv mit der Stel-
lungnahme des Bundesrates befaßt und ist mehreren 
seiner Anregungen in vollem Umfang oder teilweise 
mit Mehrheit gefolgt, so z. B. hinsichtlich der Einfü-
gung von Regelungen über eine angemessene Be-
rücksichtigung von Frauen bei der Wahl, Benennung 
und Berufung von Mitgliedern der Rundfunkräte von 
Deutscher Welle und Deutschlandfunk (siehe Arti-
kel 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 und Nr. 3, § 7 Abs. 1). Dem 
darüber hinausgehenden Vorschlag des Bundesrates, 
daß jeweils entweder das ordentliche oder das stell-
vertretende Mitglied in den Rundfunk- und Verwal-
tungsräten eine Frau sein solle, ist er nicht gefolgt. 

Er ist mehrheitlich den Voschlägen des Bundesrates 
zu Artikel 1 Nr. 1, § 3 Abs. 5 gefolgt, um die Möglich-
keit auszuschließen, daß Mitglieder der Rundfunkräte 
der Deutschen Welle und des Deutschlandfunkes zu-
gleich Mitglieder von Organen eines Zusammen-
schlusses von privaten Rundfunkveranstaltern oder 
einer Gesellschaft sind, die unmittelbar vertragliche 
Beziehungen über die Lieferung von Rundfunkpro-
grammen oder Programmteilen zu p rivaten Rund-
funkveranstaltern unterhalten. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
haben sich auch dem Vorschlag des Bundesrates an-
geschlossen, in Artikel 1 Nr. 1, § 3 Abs. 6 des Gesetz-
entwurfs der Bundesregierung den Satz 2 wegfallen 
zu lassen. 

Der Innenausschuß hat zudem mehrheitlich der Stel-
lungnahme des Bundesrates zu Artikel 1 Nr. 2, § 4 
Abs. 1 und Artikel 1 Nr. 4, § 8 Abs. 1, die die Wahl bzw. 
Benennung der Mitglieder der Verwaltungsräte der 
beiden Bundesrundfunkanstalten betreffen, zuge-
stimmt. Er hat in Artikel 1 Nr. 2, § 4 Abs. 3 und Arti-
kel 1 Nr. 4, § 8 Abs. 3 ergänzende Verfahrensregelun-
gen für die Neubildung der Verwaltungsräte einge-
fügt. Die Ergänzung des Artikels 3 Abs. 2 bedeutet 
eine Folgeänderung. 

Auf die in der Stellungnahme des Bundesrates 
(Drucksache 11/4152 Anlage 2) enthaltenen Begrün-
dungen wird Bezug genommen. 

Darüber hinaus hat der Innenausschuß mehrheitlich 
dafür gestimmt, das Entsenderecht der Bundesver-
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände an das 
Einvernehmen des Deutschen Indust rie- und Han-
delstages zu binden. 

Die Fraktion der SPD hat sich im Rahmen der Bera-
tungen dafür ausgesprochen, daß bei der Wahl von 
Mitgliedern der Rundfunkräte durch den Deutschen 
Bundestag und den Bundesrat jeweils der im Deut-
schen Bundestag angewandte Wahlmodus Berück- 
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sichtigung finden müsse. Die Koalitionsfraktionen 
gingen zunächst irrtümlich davon aus, daß dieser Vor-
schlag sich nur auf den Deutschen Bundestag bezo-
gen habe und stimmten ihm zunächst zu, stellten je-
doch im nachhinein ihre Auffassung klar, daß der Vor-
schlag lediglich auf den Deutschen Bundestag bezo-
gen gelten solle. 

Mehrheitlich abgelehnt wurde der Vorschlag des 
Bundesrates, den Anteil der staatlichen Vertreter in 
den Rundfunk- und Verwaltungsräten auf jeweils ein 
Drittel der Mitglieder in den Gremien zu begrenzen. 
Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
schlossen sich insoweit der Gegenäußerung der Bun-
desregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

(siehe Drucksache 11/4152 Anlage 3) an. Die Fraktion 
DIE GRÜNEN sprach sich demgegenüber grundsätz-
lich gegen eine Beteiligung des Staates im Rundfunk-
bereich aus. 

Mehrheitlich wurde zudem ein Vorschlag des Rund-
funkrats des Deutschlandfunks abgelehnt, wonach 
die Mitglieder der Verwaltungsräte mit Zweidrittel

-

Mehrheit von den Rundfunkräten gewählt werden 
sollten. Zur Begründung der Ablehnung wurde aus-
geführt, der Vorschlag führe zu einer qualitativ unter-
schiedlichen Legitimierung der vom Rundfunkrat zu 
wählenden Vertreter gegenüber den von staatlichen 
Organen zu wählenden oder zu benennenden Vertre-
tern. 

Bonn, den 15. Februar 1990 

Neumann (Bremen) 

Berichterstatter 

Dr. Glotz Dr. Hirsch Meneses Vogl 




